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Liebe Kolleg*innen, 
 

Seiteneinsteiger*innen werden dringend gebraucht. Sie hel­

fen den Schulen den hohen Lehrkräftebedarf zu decken und 

Unter richtsausfall zu vermeiden. Durch ihr persönliches 

Profil, ihre Lebens­ und Berufserfahrung bereichern sie den 

Schulalltag und das Kollegium.  

Mit Hilfe dieser Broschüre möchten wir allen Interessierten 

einen kurzen Überblick über die Varianten des Seiten ein ­

stiegs geben, über die Bezahlung informieren und Hinweise 

zu arbeits rechtlichen Fragen geben. Nur wer seine Rechte 

kennt, kann sich auch dafür stark machen. Als Bildungs ge ­

werkschaft setzen wir uns gemeinsam mit unseren Mit glie ­

dern für die Interessen der Beschäftigten ein.  

Damit der Seiteneinstieg eine echte Perspektive für Interes ­

sierte und Schulen sein kann, fordern wir:    

• Breite Offensive zur besseren Qualifikation der Seiten ein ­

steiger*innen 

• Mehr Entlastung für die Ausbildung und für das Ausbildungs ­

personal 

• Bessere berufliche Aufstiegschancen für Seitenein stei ­

ger*innen 

• Bessere Bezahlung und Abbau der Ungerechtigkeiten bei 

Besoldung und Vergütung 

Allen Seiteneinsteiger*innen einen guten Start und viel Erfolg 

wünscht die GEW NRW!
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Einstieg in den Seiteneinstieg 

 

Angesichts des seit Jahren herrschenden Lehrkräftemangels 
werden zur Sicherstellung der Unterrichtsversorgung in Nord rhein­
West falen in einzelnen Schulformen und für bestimmte Unter ­
 richts  fächer sogenannte Seiteneinsteiger eingestellt, (Hoch schul­) 
Absol ven t*in nen mit unterschiedlichen Berufsab schlüs sen und 
Quali fika tionen, die über keine klassische Lehrer*innenaus bil dung 
verfügen. 

Grundsätzlich werden im Lehrer*inneneinstellungsverfahren nur 
ausgebildete Lehrkräfte mit einem lehramtsbezogenen Uni versi ­
täts  abschluss und erfolgreich abgelegter Staatsprüfung zum Ende 
des Vorbereitungsdienstes in den Schuldienst des Landes 
Nordrhein­Westfalen eingestellt. Davon wird schon seit Jahren 
und im steigenden Umfang abgewichen, da vielfach lokal und 
regional oder für einzelne Schulen/Schulformen keine ausgebil­
deten Lehrkräfte zur Verfügung stehen. Deshalb können die ein­
stellenden Schulen auch Personen ohne entsprechende Lehrer ­
ausbildung – sog. Seiten einsteiger*innen – auswählen, wenn sie 
einen nicht lehramtsbezogenen Hochschulabschluss  oder auch 
eine fachspezifische Aus bil dung  für das ausgeschriebene Fach 
nach weisen können und die Schulen sie für geeignet halten. 
Seiten einsteiger*innen werden nicht nur Personen genannt, die 
keine oder keine vollständige Lehrer*innenausbildung haben, 
sondern nach Lesart des Schul ministeriums auch diejenigen, die 
ein Lehr amt für eine bestimmte Schulform besitzen (z.B. das 
Lehramt Gymnasium/Gesamt schule) aber in einer anderen Schul ­
form (z.B. Grund schule) eingestellt werden. 

Vielleicht hast du bereits Erfahrungen in der Schule als Vertre ­
tungs lehrkraft gewonnen und hast dich auf dieser Basis für eine 
feste Perspektive im Schuldienst interessiert oder dich direkt 
beworben. Nach erfolgreicher Bewerbung wirst du mit der Ein ­
stellung an deiner Schule „Lehrkraft in Ausbildung“. Du bist in 
deinen Fächern als Lehrer*in tätig und wirst parallel eine zwei­
jährige Ausbildung gemäß OBAS (der Ordnung zur berufsbeglei­
tenden Ausbildung von Seiteneinsteigerinnen und Seitenein stei ­
gern und der Staatsprüfung) absolvieren bzw. durch eine einjäh­
rige „Pädagogische Einführung in den Schuldienst“ (PE) mit einer 
Orientierungs­ und Intensivphase am Arbeitsplatz Schule und im 
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Zentrum für schulpraktische Lehrerausbildung qualifiziert. Mit 
erfolgreichem Abschluss des Vorbereitungsdienstes bzw. festge­
stellter Bewährung wirst du fest in den Schuldienst übernommen, 
sei es evtl. als Beamte*r oder als tarifbeschäftigte Lehr kraft.  

Neben den formalen Voraussetzungen für den Seiteneinstieg im 
Schuldienst bringst du eine Reihe von Eigenschaften mit, die 
Qua litätsmerkmale für gute Lehrer*innen sind: 

• Freude und Interesse an der Arbeit mit Kindern und Jugendl ichen 

• Kooperations­ und Teamfähigkeit 

• Interaktions­ und Beziehungsfähigkeit 

• ausgeprägte Sprachkenntnisse und Kommunikations kom pe tenz 

• Bereitschaft sich auf didaktische, lehrtheoretische und metho­
dische Lernprozesse einzulassen 

• nicht zuletzt die Motivation, eine anspruchsvolle, komplexe 
und vielschichtige Ausbildung erfolgreich zu absolvieren 

Verglichen mit einer grundständigen Ausbildung zur Lehrkraft sind 
die an dich gerichteten Anforderungen und Belastungen deutlich 
höher: Du musst vom Einstieg in den Beruf an umfänglich und 
eigenständig Unterricht erteilen. Dafür müssen Voraus set zun gen 
geschaffen werden, und zwar von Anfang an.  

Die GEW NRW tritt für eine intensive Einstiegsqualifizierung im 
Seminar ein. Die Qualität der Ausbildung muss mit entsprechen­
den Personalressourcen unterlegt sein. Ausbilder*innen müssen 
ausreichend Zeit haben, sich intensiv mit den Seiteneinsteige ­
r*innen zu befassen, um dich in Fach­ und Kernseminaren zu be ­
treuen und methodisch und didaktisch zu qualifizieren. 

Die Schule muss den Teilnehmer*innen für jedes Fach eine*n 
Mentor*in zur Seite stellen und auch für dich die Gelegenheit 
schaf fen, in jedem Fach zu hospitieren oder durch eine*n 
Mentor*in unterstützt zu werden. Es ist dringend geboten, Wert 
darauf zu legen, dass das auch mindestens einmal in der Woche 
realisierbar ist. Die Ausbildung ist äußerst anspruchsvoll und 
auch sicherlich belastend, weil man neben dem Tag im ZfsL in 
vollem Um fang in die schulische Ausbildung eingebunden sein 
wird. Aus Sicht der GEW NRW sollte unbedingt darauf geachtet 
werden, dass während der Ausbildungs­ oder Begleitungszeit nicht 
noch weitere Anforderungen oder Belastungen in der Schule dazu 
kommen. 
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Mit dem Seiteneinstieg allein werden wir den Lehrkräftemangel 
an unseren Schulen nicht bewältigen können, aber wir können 
Bedarfsprognosen zufolge auf absehbare Zeit nicht auf ihn ver­
zichten – vor allem nicht auf die vielen Menschen, die über Um ­
wege in den Lehrer*innenberuf gekommen sind. Sie sind eine 
Bereiche rung für den Schulalltag – mit ihren Erfahrungen, mit 
ihrer Persönlichkeit, mit ihrer Kompetenz. Darin liegt die Chance, 
beste Bedingungen für den Seiteneinstieg vorausgesetzt. 

Schulen und Seminare sollten deshalb darauf achten, dass 
Belastungssituationen nicht so groß werden, dass an eine kon­
stante, qualifizierte Ausbildung nicht mehr zu denken ist. Sie 
sollten verlässliche Unterstützung und Begleitung anbieten, die 
nicht immer einfordert werden muss, sondern selbstverständ­
lich ist. Bei allem Verständnis für die Belastungen im schulischen 
Alltag für alle Beteiligten, sollte viel Wert und Aufmerksamkeit 
darauf gelegt werden, dass die Lehrer*innen in Ausbildung sich 
auf die Ausbildung konzentrieren können.  

Darüber hinaus ist die Politik gefordert. Die GEW NRW engagiert 
sich seit Beginn an für einen qualifizierten Seiteneinstieg und setzt 
dafür auf optimale Rahmenbedingungen. Dazu gehören auch Zeit ­
ressourcen für die Lehrkräfte, die die Ausbildung stemmen sollen. 

 
Seiteneinstieg im Überblick 
 

Seiteneinstieg ohne Lehramt 

Der Seiteneinstieg ohne Lehramt ist mittlerweile in allen Schul ­
formen möglich. 

Je nach Qualität des Studienabschlusses ist eine Ausbildung im 
Rahmen des berufsbegleitenden Vorbereitungsdienstes zum Erwerb 
einer vollen Lehrbefähigung (OBAS) oder eine Vorbereitung im 
Rahmen einer Pädagogischen Einführung (PE, ohne Erwerb eines 
Lehramtes) vorgesehen.  

Für die Schulformen der Sekundarstufe I reicht auch eine Aus ­
bil dung ohne Studienabschluss, die den Einsatz in einem Unter ­
richts fach zulässt (ebenfalls Teilnahme an PE).  

Für die Berufskollegs gibt es zusätzlich das Programm, sich mit Fach ­
hochschulabschluss/Bachelor, Diplom) oder mit Universitätsab ­
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schluss (Bachelor) zum Erwerb des Lehramtes durch ein berufs­
begleitendes Zusatzstudium zu verpflichten (Dualer Master), um 
danach die OBAS zu absolvieren. Alle OBAS­Absolvent*innen 
können, wenn die persönlichen Voraussetzungen gegeben sind, 
eine Verbeamtung erreichen. 

OBAS auch für Master of Education bzw. 1. Staatsprüfung für 
Lehramt GY/GE 

Für Studienabsolvent*innen (Master of Education oder Erste Staats ­
 prüfung) für das Lehramt an Gymnasien und Gesamt schu len ist der 
berufsbegleitende Vorbereitungsdienst nach OBAS geöffnet 
worden. Für die Grundschule ist die Übereinstimmung mit einem 
grundschulrelevanten Fach notwendig, für die Schulen der 
Sekundarstufe I müssen beide Fächer für die Schulform relevant 
sein. Für die OBAS Sonderpädagogische Förderung muss min ­
destens in einem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
oder einem Fach des Lehramts an Grundschulen oder Förder ­
schu len vorliegen. 

Die Tabelle auf den zwei folgenden Seiten gibt einen Überblick 
zu den Möglichkeiten des Seiteneinstiegs ohne Lehramt. 
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Beschäftigungsverhältnis. Nach Abschluss des Zertifikatskurses 
erfolgt die Übernahme in ein Dauerbeschäftigungsverhältnis mit 
der Möglichkeit der Verbeamtung bei Vorliegen der persön­
lichen Voraussetzungen.  

 

II. Programm für Lehrkräfte der Sekundarstufe I (befristet bis 
Schuljahresbeginn 2025/2026) 

Lehramt an Haupt, Real­, Sekundar­ und Gesamtschulen (18), 
Lehramt an Haupt,­ Real­ und Gesamtschulen (17), Lehramt für 
die Sekundarstufe I (20) 

Lehrkräfte mit o.g. Lehrämtern können zunächst befristet an 
Grundschulen als Tarifbeschäftigte mit dem Zweck des Erwerbs 
des Lehramtes an Grund­, Haupt­ und Realschulen und den ent­
sprechenden Jahrgangsstufen der Gesamtschulen eingestellt 
werden. Mindestens ein Fach muss den Unterrichtsfächern der 
Grundschule entsprechen. Sie nehmen verpflichtend an einer 
sechsmonatigen Qualifizierungsmaßnahme im Umfang von 60 
Wochenstunden teil. Anschließend können sie nach frühestens 
sechs Monaten das Lehramt an Grund­, Haupt­ und Realschulen 
und den entsprechenden Jahrgangsstufen der Gesamtschule 
erwerben. Dafür erfolgen eine dienstliche Beurteilung und ein 
einstündiges Kolloquium. Nach erfolgreichem Abschluss ist nach 
Vorliegen der persönlichen Voraussetzungen die Verbeamtung 
möglich. 

 

III. Erwerb des Lehramtes für sonderpädagogische Förderung 
für andere Lehrämter (VOBASOF) 

An den Förderschulen mit den sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkten Lernen oder emotionale und soziale 
Entwicklung oder an allgemeinen Schulen, können auch 
Lehrkräfte mit einem anderen Lehramt eingestellt werden, 
wenn sie sich verpflichten, die Befähigung für das Lehramt für 
sonderpädagogische Förderung berufsbegleitend zu erwerben 
(VOBASOF). Die Einstellung erfolgt befristet als Tarifbeschäftigte 
für die Dauer der Maßnahme (18 Monate). Nach Erwerb des 
Lehramtes für sonderpädagogische Förderung erfolgt die 
Übernahme in ein Dauerbeschäftigungsverhältnis, bei Vorliegen 
der persönlichen Voraussetzungen in ein Beamtenverhältnis auf 
Probe in der Laufbahn der Förderschullehrkraft. 

Art des Seiteneinstiegs 
 
Berufsbegleitender  
Vorbereitungsdienst 
nach OBAS 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pädagogische Einführung 
in den Schuldienst  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kombination:Duales Studium 
(berufsbegleitend) und 
anschließend Berufsbe glei­
tender Vorbereitungsdienst 

Schulformen 
 
Grundschule 
 
 
 
 
 
 
Grundschule 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sek. I: Haupt­, Real­, 
Sekundar­, Gemein ­ 
schafts schule, PRIMUS 
und Gesamtschule 
(Klassen 5­10) 
 
Sek. I: Haupt­, Real­, 
Sekundar­, Gemein ­
schafts schule, PRIMUS 
und Gesamtschule 
(Klassen 5­10) 
 
Sek. II: Gesamtschule 
(Jahrgangsstufen 11­ 13), 
Gymnasium, Berufskolleg 
 
Förderschule 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Förderschule 
 
 
 
 
 
 
Grundschule 
 
 
 
 
Sek. I (Haupt­, Real­, 
Gesamt­, Sekundar­, 
Gemeinschaftsschule, 
PRIMUS) 
 
Sek. II: Gesamtschule, 
Gymnasium, Berufskolleg 
 
 
 
Berufskolleg

Fächerausbildung 
 
in allen Fächern, wobei in Deutsch oder Mathematik sowie 
einem weiteren Unterrichtsfach ausgebildet wird 
 
 
 
 
 
in allen Fächern, wobei in Deutsch oder Mathematik sowie 
einem weiteren Unterrichtsfach ausgebildet wird 
 
 
 
 
 
 
 
 
alle 
 
 
 
 
 
alle 
 
 
 
 
 
alle 
 
 
 
• in einem dem Lehramt zugeordneten Fach 
• in einer sonderpädagogischen Fachrichtung mit dem 

Förderschwerpunkt Lernen oder emotionale und soziale 
Entwicklung oder Sprache, ausnahmsweise auch Geistige 
Entwicklung, Hören und Kommunikation, Körperliche und 
motorische Entwicklung, Sehen oder Sprache 

• Lässt sich der Hochschulabschluss keinem Lehramtsfach 
zuordnen, erfolgt die Ausbildung in Sprachlicher 
Grundbildung oder in Deutsch oder in Mathematischer 
Grundbildung oder in Mathematik. 

 
• in einem dem Lehramt zugeordneten Fach 
• in einer sonderpädagogischen Fachrichtung mit dem 

Förderschwerpunkt Lernen oder emotionale und soziale 
Entwicklung oder Sprache, ausnahmsweise auch Geistige 
Entwicklung, Hören und Kommunikation, Körperliche und 
motorische Entwicklung, Sehen oder Sprache 

 
Grundschule: für die Fächer Kunst, Musik, Sport und Englisch 
 
 
 
 
alle 
 
 
 
 
alle 
 
 
 
 
für die beruflichen Fachrichtungen Maschinenbautechnik, 
Elektrotechnik, Fahrzeugtechnik und Chemietechnik, 
Bautechnik mit Hochbautechnik oder Tiefenbautechnik, 
Mediendesign und Designtechnik sowie Informationstechnik
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Zugangsvoraussetzung 
 
• Nicht lehramtsbezogener FH­Master oder 

Universitätsabschluss (Regelstudienzeit mind. 7 Semester 
Bachelor oder Master oder frühere Abschlussgrade) 

• Sofern im Unterrichtsfach Sachunterricht ausgebildet wird, 
sind Studienleistungen aus den Lernbereichen Natur­ und 
Gesellschaftswissenschaften erforderlich 

 
• Lehramtsbezogener Hochschulabschluss für GyGe (M.Ed. 

oder Erste Staatsprüfung) – Wechsel des angestrebten 
Lehramtes von GyGe nach G 

• Hochschulabschluss muss mindestens ein Fach umfassen, 
das einem Ausbildungsfach des Lehramts an Grundschulen 
entspricht. 

• Sofern im Unterrichtsfach Sachunterricht ausgebildet wird, 
sind Studienleistungen aus den Lernbereichen Natur­ und 
Gesellschaftswissenschaften erforderlich 

 
• Nicht lehramtsbezogener FH­Master oder Universitäts ab ­

schluss (Regelstudienzeit mind. 7 Semester) in den auszubil­
denden Fächern 

 
 
 
• Lehramtsbezogener Hochschulabschluss für das Lehramt 

GyGe (M.Ed. oder Erste Staatsprüfung) – Wechsel des ange­
strebten Lehramtes von GyGe nach HRSGe 

• Die Fächer des Hochschulabschlusses müssen 
Ausbildungsfächern des Lehramts HRSGe entsprechen. 

 
• Nicht lehramtsbezogener FH­Master oder Universitäts­

Master, Diplom, Magister oder Promotion (Regelstudien zeit 
mind. 7 Semester) in den auszubildenden Fächern 

 
• nicht lehramtsbezogener FH­Master oder Universitäts­Master, 

Diplom, Magister oder Promotion (Regelstudienzeit mind. 7 
Semester), der mindestens ein Lehramtsfach oder eine 
Fachrichtung des Lehramts für sonderpädagogische 
Förderung umfasst ((sozial­) pädagogischer, psychologischer 
oder medizinischer Schwerpunkt) 

 
 
 
 
 
• lehramtsbezogener Hochschulabschluss für das Lehramt 

GyGe (M.Ed. oder Erste Staatsprüfung) – Wechsel des ange­
strebten Lehramtes von GyGe nach SF 

• Ein Fach des Hochschulabschlusses muss einem Lehramts ­
fach oder einer Fachrichtung des Lehramts SF entsprechen. 

 
 
• Grundschule: Hochschulabschluss 
 
 
 
 
• Sek.I: Hochschulabschluss; berufliche fachspezifische 

Ausbildung. 
 
 
 
• Master Uni / FH  
• Diplom Uni 
• Magister Uni 
 
 
• FH­Bachelor  
• FH­Diplom 
• Uni­Bachelor

Dauer 

 
24 Monate 
 
 
 
 
 
 
24 Monate 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
24 Monate 
 
 
 
 
 
24 Monate 
 
 
 
 
 
24 Monate 
 
 
 
24 Monate 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
24 Monate 
 
 
 
 
 
 
12 Monate 
 
 
 
 
12 Monate 
 
 
 
 
12 Monate 
 
 
 
 
Studium 
(3 Jahre) zzgl. 
18 Monate 
berufsbegleit­
ender VD 

Art der Qualifizierung 
 
Erwerb der Lehramtsbefähigung 
Grundschule in 2 Fächern (Abschluss 
mit Staats prüfung) 
 
 
 
 
Erwerb der Lehramtsbefähigung 
Grundschule in 2 Fächern (Abschluss 
mit Staatsprüfung) – Kein Erwerb der 
Lehramtsbefähigung GyGe 
 
 
 
 
 
 
Erwerb der Lehramtsbefähigung 
(Abschluss mit Staatsprüfung) 
 
 
 
 
Erwerb der Lehramtsbefähigung 
(Abschluss mit Staatsprüfung) HRSGe 
– Kein Erwerb der 
Lehramtsbefähigung 
GyGe 
 
Erwerb der Lehramtsbefähigung 
(Abschluss mit Staatsprüfung) GyGe 
oder BK 
 
Erwerb der Lehramtsbefähigung für 
das Lehramt für sonderpädagogische 
Förderung (Abschluss mit 
Staatsprüfung) 
 
 
 
 
 
 
 
Erwerb der Lehramtsbefähigung für 
das Lehramt für sonderpädagogische 
Förderung (Abschluss mit 
Staatsprüfung) ­ Kein Erwerb der 
Lehramtsbefähigung GyGe 
 
 
Berufsbegleitende Einführung in den 
Lehrerberuf – Unterrichtserlaubnis 
für ein Fach – ohne Erwerb einer 
Lehramtsbefähigung 
 
Berufsbegleitende Einführung in den 
Lehrerberuf – Unterrichtserlaubnis 
für ein Fach – ohne Erwerb einer 
Lehramtsbefähigung 
 
Berufsbegleitende Einführung in den 
Lehrerberuf – Unterrichtserlaubnis 
für ein Fach – ohne Erwerb einer 
Lehramtsbefähigung 
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Seiteneinstieg mit Lehramt 

I. Programme für Lehrkräfte der Sekundarstufe II (befristet bis 
Schuljahresbeginn 2025/2026) 

Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen (LA 27), für die 
Sekun dar stufe II (LA 29), Gymnasium (LA 25) 

Hintergrund ist der erhebliche Bewerber*innenüberhang für 
diese Lehrämter, sicherlich auch eine Folge der bisher unglei­
chen Bezahlung in den Schulformen der Grundschule und der 
Sekundarstufe I. Jetzt endlich hat die GEW erreicht, dass erste 
Schritte für die Angleichung der Besoldung erfolgen. 

 

1. Einstellungen an der Grundschule 

Grundsätzlich können Lehrkräfte mit o.g. Lehrämtern im Dauer ­
beschäftigungsverhältnis als Tarifbeschäftigte an Grundschulen 
eingestellt werden und dort das Lehramt erwerben. 

Sie nehmen verpflichtend an einer sechsmonatigen Qualifizie rungs ­
maßnahme im Umfang von 60 Wochenstunden teil und können 
anschließend das Lehramt an Grund­, Haupt­ und Realschulen 
erwerben. Dafür erfolgen eine dienstliche Beurteilung und ein 
einstündiges Kolloquium. Nach erfolgreichem Abschluss können 
sie in das Beamtenverhältnis (zurzeit A 12 mit Zulage, ab 2026 
dann A 13) übernommen werden (Laufbahngruppe 2, erstes 
Einstiegsamt). 

 

a) Festeinstellung als Tarifbeschäftigte an Grundschulen mit 
Versetzungsgarantie zur SEK II 

Lehrkräfte ohne das Fach Geschichte, Griechisch, Italienisch, 
Katholische Religionslehre, Pädagogik, Philosophie, Russisch 
oder Spanisch können als Tarifbeschäftigte an Grundschulen mit 
einer Versetzungsgarantie nach Ablauf von vier Jahren an eine 
Schule der Sekundarstufe II im Umkreis von 50 km zum Dienstort 
der Grundschule eingestellt werden. 

 

b) Festeinstellung als Tarifbeschäftigte an Grundschulen ohne 
Versetzungsgarantie zur SEK II 

Lehrkräfte mit dem Fach Geschichte, Griechisch, Italienisch, 
Katho lische Religionslehre, Pädagogik, Philosophie, Russisch oder 
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Spanisch können als Tarifbeschäftigte an Grundschulen einge­
stellt werden, verbleiben aber dauerhaft an der Grundschule. 
Ihnen steht eine Bewerbung auf ausgeschriebene Laufbahn ­
wechsel stellen gemäß ihrem Lehramt offen. 

 

2. Einstellungen an der Sekundarstufe I (befristet bis 
Schuljahresbeginn 2025/2026) 

Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen (LA 27), Lehramt für 
die Sekundarstufe II (LA 29), Lehramt am Gymnasium (25), Lehramt 
an beruflichen Schulen (LA 30), Lehramt für die Sekundarstufe II 
(mit beruflicher Fachrichtung (LA 32)), Lehramt an Berufskollegs 
(LA 35) 

Lehrkräfte mit einer der o.g. Lehramtsbefähigungen können sich 
auf Stellenausschreibungen für die Sekundarstufe I bewerben. 
Für Schulen, die auch über Stellen der Sekundarstufe II verfügen, 
kann die Stellenausschreibung für alle Fächer geöffnet werden. 
Für Schulen, die nicht über Stellen der Sekundarstufe II verfügen, 
kann die Stellenausschreibung nur für die Fächer Mathematik, 
Physik, Informatik, Technik, Kunst, Musik, Englisch und Fran zö ­
sisch in Kombination mit einem beliebigen weiteren Unter richts ­
fach geöffnet werden. Eine Ausschreibung für das Fach Deutsch 
ist möglich, wenn als Zweitfach die Fächer Griechisch, Italienisch, 
Russisch, Spanisch, Philosophie ausgeschlossen sind. 

Vorgesehen sind Dauerbeschäftigungsverhältnisse. Nach vier 
Jahren wird eine Umsetzung oder Versetzung auf eine A 13­Stelle 
der Sekundarstufe II (Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt) 
zugesichert. 

Lehrkräften mit dem Fach Deutsch an Schulen ohne Stellen für 
die Sekundarstufe II wird eine Versetzung auf eine A 13 Stelle 
der Sekundarstufe II nach sechs Jahren zugesichert. 

Für SEK­II­Lehrkräfte an Schulen, die auch über Stellen der 
Sekundarstufe II, verfügen, erfolgt der Laufbahnwechsel nach vier 
Jahren grundsätzlich an derselben Schule. Sollte das nicht mög lich 
sein, ist eine Versetzung an eine Schule der entsprechenden Schul ­
form vorzunehmen. 

Für Lehrkräfte an Schulen, die nicht über Stellen der Sekun dar ­
stufe II verfügen, erfolgt die Versetzung an eine Schule der Schul ­
form mit Stellen für die Sekundarstufe II. 



Die Versetzung orientiert sich an dem Dienstort der Schule der 
Sekundarstufe I im Umkreis von 50 Kilometern unter Berück sich ­
tigung der Unterrichtsversorgung. 

Die Lehrkräfte können an der Qualifizierungsmaßnahme zum 
Erwerb der Befähigung für das Lehramt an Grund­, Haupt­ und 
Realschulen und den entsprechenden Jahrgangsstufen der Ge ­
samtschule teilzunehmen. Damit werden die laufbahnrechtlichen 
Voraussetzungen für ein Beamtenverhältnis auf Probe geschaf­
fen. Soweit in der Sekundarstufe I bereits eine Probezeit absol­
viert wurde, ist nach der Versetzung in die Sekundarstufe II keine 
erneute Probezeit abzuleisten 

 

3. Einstellung mit dem Fach Pädagogik an Berufskollegs für die 
berufliche Fachrichtung Sozialpädagogik (befristet bis 
Schuljahresbeginn 2025/2026) 

Voraussetzung für die Einstellung ist die Verpflichtung zur Teil ­
nahme an dem angebotenen Zertifikatskurs für die berufliche Fach ­
richtung Sozialpädagogik. Die Einstellung erfolgt für die Dauer 
des Zertifikatkurses zunächst in einem befristeten Beschäf ti gungs ­
verhältnis. Nach Abschluss des Zertifikatskurses erfolgt die Über ­
nahme in ein Dauerbeschäftigungsverhältnis mit der Möglichkeit 
der Verbeamtung bei Vorliegen der persönlichen Voraus set zun gen.  

 

II. Programm für Lehrkräfte der Sekundarstufe I (befristet bis 
Schuljahresbeginn 2025/2026) 

Lehramt an Haupt, Real­, Sekundar­ und Gesamtschulen (LA 18), 
Lehramt an Haupt,­ Real­ und Gesamtschulen (LA 17), Lehramt 
für die Sekundarstufe I (LA 20) 

Lehrkräfte mit o.g. Lehrämtern können zunächst befristet an 
Grundschulen als Tarifbeschäftigte mit dem Zweck des Erwerbs 
des Lehramtes an Grund­, Haupt­ und Realschulen und den ent­
sprechenden Jahrgangsstufen der Gesamtschulen eingestellt 
werden. Mindestens ein Fach muss den Unterrichtsfächern der 
Grundschule entsprechen. Sie nehmen verpflichtend an einer 
sechsmonatigen Qualifizierungsmaßnahme im Umfang von 60 
Wochenstunden teil. Anschließend können sie nach frühestens 
sechs Monaten das Lehramt an Grund­, Haupt­ und Realschulen 
und den entsprechenden Jahrgangsstufen der Gesamtschule 
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erwerben. Dafür erfolgen eine dienstliche Beurteilung und ein 
einstündiges Kolloquium. Nach erfolgreichem Abschluss ist nach 
Vorliegen der persönlichen Voraussetzungen die Verbeamtung 
möglich. 

 

III. Erwerb des Lehramtes für sonderpädagogische Förderung 
für andere Lehrämter (VOBASOF) 

An den Förderschulen mit den sonderpädagogischen Förder ­
schwerpunkten Lernen oder Emotionale und soziale Entwicklung 
oder an allgemeinen Schulen, können auch Lehrkräfte mit einem 
anderen Lehramt eingestellt werden, wenn sie sich verpflichten, 
die Befähigung für das Lehramt für sonderpädagogische Förde ­
rung berufsbegleitend zu erwerben (VOBASOF). Die Einstellung 
erfolgt befristet als Tarifbeschäftigte für die Dauer der Maß ­
nahme (18 Monate). Nach Erwerb des Lehramtes für sonder ­
pädagogische Förderung erfolgt die Übernahme in ein Dauer ­
beschäftigungsverhältnis, bei Vorliegen der persönlichen Voraus ­
setzungen in ein Beamtenverhältnis auf Probe in der Laufbahn 
der Förderschullehrkraft. 

Voraussetzung für alle diese Möglichkeiten ist die erfolgreiche 
Teilnahme am Bewerbungsverfahren. 

Weitere Informationen findest du hier: 
www.schulministerium.nrw.de/BiPo/LEO 
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Rund um die Bezahlung 

 

Bezahlung 

Da alle Lehrkräfte im Seiteneinstieg zunächst als Tarifbe schäf tigte 
beginnen, bestimmt sich ihr Arbeitsverhältnis nach dem Tarif ­
ver trag der Länder (TV­L) und dem Tarifvertrag und der Entgelt ­
ordnung für die Lehr kräfte der Länder (TVEntgO­L). 

Die Bezahlung richtet sich nach der Ausbildung, der vorherigen 
Berufserfahrung und nach dem Einsatz in der Schulstufe bzw. der 
Tätigkeit. Entscheidend für die Höhe der Bezahlung ist die Zu wei ­
sung zu einer Entgeltgruppe (Ausbildung, Tätigkeit) und die Zu wei ­
sung zu einer Entgeltstufe (Berufserfahrung). Hier ein Auszug aus 
der Entgelttabelle (gültig ab 1. Februar 2025 – aktuelle Ta belle 
immer auf www.lbv.nrw.de oder unter gew­nrw.de/laender).  

 

Entgelt­                             Entgeltstufen                                 Beträge in € 
gruppe            
                         1                 2                  3                  4                  5                 6 

   EG 13        4.629,74    4.967,01    5.220,71    5.713,58    6.394,91     6.580,44 

   EG 12        4.193,48    4.474,13    5.068,49    5.590,37    6.264,45     6.446,05 

   EG 11        4.064,54    4.323,79    4.619,10    5.068,49    5.720,84     5.886,14 

   EG 10        3.928,42    4.182,83    4.474,13    4.771,29    5.336,70     5.490,47

   EG 9b        3.520,10    3.765,38    3.925,17    4.366,72    4.742,32     4.878,28  

Immer wieder werden Beschäftigte nicht korrekt bezahlt. Des ­
halb raten wir dazu, die Gehaltsabrechnung stets daraufhin zu 
überprüfen, ob alles richtig gelaufen ist. Nachfolgend dazu einige 
Hinweise. 

 

Eingruppierung ohne Lehramt  

Alle, die den Einstieg in die OBAS geschafft haben, werden so 
eingruppiert, wie diejenigen mit einem lehramtsbezogenen 
Studienabschluss. Sie müssen allerdings eine längere Stufenlauf zeit  
hinnehmen (siehe unten).  

Die Eingruppierung derjenigen, die eine pädagogische Einfüh ­
rung (PE) absolvieren, richtet sich nach der Schulform, dem Studien ­
abschluss bzw. der jeweiligen Ausbildung.
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VOBASOF 
 
SEK II an Grundschule  
 
 
SEK II an SEK I

beim Einstieg 
 
EG 13 
 
EG 11*  
** 
 
EG 11*  
**

als Angestellte 
 
EG 13 
 
EG 11* 
** 
 
EG 11* 
** 

bei Verbeamtung 
 
A 13 
 
A 12* nach 6 Monaten 
möglich 
 
A 12* nach 6 Monaten 
möglich 

Eingruppierung mit Lehramt 

Lehrkräfte, die die berufsbegleitende Ausbildung zum Erwerb des 
Lehramtes für Sonderpädagogik (VOBASOF) ab Neuein stel lung 
absolvieren, werden während der Ausbildung in EG 13 eingrup­
piert. Nach erfolgreichem Abschluss können sie bei Vorlie gen der 
persönlichen Voraussetzungen verbeamtet werden und erhalten 
dann in der Laufbahn der Sonderpädagog*innen A 13. 

Lehrkräfte mit einem Lehramt für die Sekundarstufe II, die an der 
Grund schule oder an einer Schulform der Sekundarstufe I unter ­
 richten, werden in Entgeltgruppe 11 eingruppiert. Hier die 
Übersicht:

  * Anspruch auf aufsteigende Zahlung: 11/2022: 115€ – 08/2023: 230€ – 
08/2024: 345€ – 08/2025: 460€ – 1.8.2026: Überleitung nach A13 bzw. EG 13 

** Anspruch auf Angleichungszulage – ab 1.1.2019 beträgt sie 105 € 

Schulform 
 
 
 
 
 
Grundschule, 
Schulen der 
SEK I    
 
Schulen 
der SEK II 
 
Förderschule

OBAS während 
der Ausbildung 
 
 
 
 
EG 11*  
** 
*** 
 
EG 13* 
 
 
EG 13*

abgeschlossene 
Hochschulbildung 
(FH, Bachelor) 
 
 
 
EG 10 
 
 
 
kein Seiteneinstieg 
möglich 
 
kein Seiteneinstieg 
möglich

fachspezifische 
Ausbildung 
 
 
 
 
EG 9b, an 
Grundschule 
nicht möglich 
 
kein Seiteneinstieg 
möglich 
 
kein Seiteneinstieg 
möglich

abgeschlossene 
wissenschaftliche 
Hochschulbildung 
(Master oder 
vergleichbar) 
 
EG 10 ** 
 
 
 
EG 12 
 
 
kein Seiteneinstieg 
möglich

    * längere Stufenlaufzeit; in Stufe 1 zwei Jahre; in Stufe 2 fünf Jahre 
  **Anspruch auf Angleichungszulage – zurzeit 105 € 
***Anspruch auf aufsteigende Zahlung: 11/2022: 115€ – 08/2023: 230 € – 

08/2024: 345 € – 08/2025: 460 € – 1.8.2026: Höhergruppierung nach EG 13 

Berufskolleg 
 
 
Dualer Master BK 

während des  
Zusatzstudiums 
 
EG 11 

Nach 
Lehramtserwerb 
 
A 13 / EG 13 

während 
OBAS 
 
EG 13*
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Stufenzuordnung 

Die reguläre Stufenlaufzeit berechnet sich so:  

Stufe 2 wird erreicht nach einem Jahr in Stufe 1 

Stufe 3 wird erreicht nach zwei Jahren in Stufe 2 

Stufe 4 wird erreicht nach drei Jahren in Stufe 3 

Stufe 5 wird erreicht vier nach Jahren in Stufe 4  

Stufe 6 wird erreicht nach fünf Jahren in Stufe 5 
 

Grundsätzlich erfolgt die Zuordnung in Stufe 1, sofern keine 
Berufserfahrung vorliegt. Ist ein Referendariat vorhanden, wird 
dieses mit sechs Monaten angerechnet, so dass die Stufe 2 bereits 
nach sechs Monaten erreicht wird. 

Bei der verlängerten Stufenlaufzeit für einige Eingruppierungen 
(siehe Tabellen auf S. 15) verbleibt man zwei Jahre in Stufe 1 und 
fünf Jahre in Stufe 2. 

 

Was ist einschlägige Berufserfahrung? 

Was unter einschlägiger Berufserfahrung zu verstehen ist, haben 
die Tarifvertragsparteien in einer Protokollerklärung zu § 16 Abs. 2 
festgehalten. Sie liegt vor, wenn die frühere Tätigkeit im Wesent ­
lichen unverändert fortgesetzt wird, die Tätigkeit muss gleich 
oder gleichartig sein und in der Eingruppierung der gleichen 
Wertigkeit entsprechen, d.h. es kommen nur vorherige Tätig ­
keiten als Lehrkraft in Betracht.  

 

Berücksichtigung einschlägiger Berufserfahrung: Stufe drei 
kann erreicht werden  

Maximal kann bei Einstellung die Stufe drei erreicht werden, 
wenn Zeiten von einschlägiger Berufserfahrung vorhanden sind. 
War man allerdings beim gleichen Arbeitgeber mit gleicher 
Tätigkeit beschäftigt und beträgt die Unterbrechungszeit nicht 
mehr als sechs Monate zum vorherigen Beschäftigungs ver ­
hältnis, kann die vorher erreichte Stufe übernommen und die 
Laufzeit fortgeführt werden.  
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Berücksichtigung förderlicher Zeiten 

Weil nach diesem engen Maßstab nur bei wenigen Bewer ­

ber*innen Vorerfahrungen anerkannt werden, hat sich die GEW 

dafür eingesetzt, auch förderliche Zeiten nach §16 Abs. 2 Satz 4 TV­L 

anzuerkennen. Dieser Satz regelt den Fall eines bestehenden 

Personal man gels. Wegen des großen Lehrkräftemangels hat das 

Schulminis terium 2021 die Möglichkeit eröffnet, im Hinblick auf 

jede ausgeschriebene Stelle zu prüfen, ob für diese konkrete 

Ausschreibung ein Perso nal mangel besteht. Ist dies der Fall, so 

können auch berufliche Tätigkei ten anerkannt werden, die für die 

neue Aufgabe „förderlich“ sind. Förderliche Zeiten können insbe­

sondere vorliegen, wenn die frühere Tätigkeit für die Tätigkeit als 

Lehrkraft offenkundig von Nutzen ist.  

Hilfreich ist es, wenn Schulleitungen der Einstellungsbehörde mit ­

 teilen, wenn sie eine Lehrkraft mit einer bestimmten Qualifi ­

kation und Erfahrung benötigen und einstellen wollen. 

 

Probleme bei der Anerkennung der Berufserfahrung 

Die Schulbehörden bewerten diese höchst unterschiedlich, so 

dass du Hilfestellung bei der GEW oder beim Personalrat einholen 

solltest. 

Es ist wichtig, alle Unterlagen über vorherige Beschäftigungs ­

verhältnisse bei der Schulbehörde einzureichen und die Stufen ­

zuordnung zu überprüfen. Sollte diese nicht schlüssig sein, ist ein 

schriftlichen Antrag auf Berücksichtigung von Berufs erfah rung zu 

stellen. Dabei schalte unbedingt auch den Personalrat mit ein, 

denn dieser hat ein Mitbestimmungsrecht bei der Einstufung. 

Denke immer daran: Alle Forderungen gelten nur 6 Monate rück ­

wirkend (siehe Ausschlussfrist TVL nächste Seite). 

 

Auszug aus arbeitsrechtlichen Regelungen  

Probezeit (§ 2 Abs. 4 TV­L) 

Grundsätzlich beträgt die Probezeit für Tarifbeschäftigte sechs 

Mo nate. Das gilt für alle Verträge, auch wenn sie wegen der Ab ­

sol vie rung einer berufsbegleitenden Ausbildung oder Einfüh rung 

befristet sind.  
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Für Teilnehmende an der OBAS oder der PE ist eine weitere 
„Hürde“ eingebaut. Für diese Lehrkräfte muss die Schulleitung 
ausdrücklich die Bewährung am Ende der Befristung feststellen. 

 

Ausschlussfrist (§ 37 TV­L) 

Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht 
innerhalb von sechs Monaten nach ihrer Fälligkeit schriftlich gel­
tend gemacht werden. Die Ausschlussfrist gilt für Ansprüche der 
Beschäftigten und des Arbeitgebers. Sie erfasst grundsätzlich 
jeden Anspruch, der mit dem Arbeitsverhältnis einen sachlichen 
Zusammenhang hat. Auf die rechtliche Kenntnis der Anspruchs ­
berechtigten kommt es grundsätzlich nicht an. Die Frist läuft 
trotz Unkenntnis. Wer also erst nach einem Jahr merkt, dass er 
falsch eingruppiert wurde, kann einen Ausgleich nur sechs 
Monate rückwirkend ab schriftlicher Antragstellung erhalten. 

  

Arbeitsbefreiung (§ 29 TV­L) 

Der Tarifvertrag listet im § 29 Anlässe auf, bei denen Arbeits ­
befreiung unter Fortzahlung des Entgelts gewährt wird, hier die 
wichtigsten: 

•  Niederkunft der Ehefrau/Lebenspartnerin: 

1 Arbeitstag  

•  Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebenspartnerin/    
des Lebenspartners, eines Kindes/eines Elternteils: 

2 Arbeitstage 

•  Schwere Erkrankung von Angehörigen im selben Haushalt: 

1 Arbeitstag im Kalenderjahr 

•  ärztliche Behandlung von Beschäftigten, wenn diese während 
der Arbeitszeit erfolgen muss:  

erforderliche nachgewiesene 
Abwesenheitszeit einschließlich 
erforderlicher Wegezeiten 

Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten besteht 
grund sätzlich Anspruch auf Arbeitsbefreiung. Der Arbeitgeber 
kann in sonstigen dringenden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fort ­
zahlung des Entgelts bis zu drei Arbeitstagen gewähren (z.B. Um zug 
aus persönlichen Gründen).
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Arbeitsbefreiung bei Erkrankung eines Kindes  

Hier die Möglichkeiten zur Freistellung bei Erkrankung eines 

Kindes, das nach ärztlichem Attest der Pflege bedarf und für das 

keine andere im Haushalt lebende Person für die Betreuung zur 

Verfügung steht. Sie gelten pro Kalenderjahr für Kinder bis zur 

Vollendung des 12. Lebensjahres. Für Kinder mit einer Behinde ­

rung gilt keine Altersgrenze.  
 

Mitglied in der GKV (gesetzliche Krankenversicherung) 

a)  für jedes Kind versichert in GKV             15 Arbeitstage 

     bei mehreren Kindern max.                     35 Arbeitstage 

b)  wie a) aber Alleinerziehende/r            30 Arbeitstage 

     bei mehreren Kindern max.                            70 Arbeitstage  
  

Angestellte bzw. Kind, nicht in der GKV versichert (TV­L § 29) 

                                                                                     4 Arbeitstage  

Bei schwerer Erkrankung einer Betreuungsperson und Über nah ­

me der Betreuung des Kindes, welches das 8. Lebensjahr 

noch nicht vollendet hat oder wegen körperlicher, geistiger 

oder seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig ist:  

4 Arbeitstage  

(Freistellungen immer bezogen auf das Kalenderjahr) 

 

Bezahlung während der Freistellung (SGB 5 § 45, TV­L § 29) 

Angestellte, die gemeinsam mit dem Kind in der gesetzlichen 

Krankenkasse versichert sind, erhalten während der Freistellung 

„Kinder“krankengeld (= 70% der Bruttobezüge, höchstens 90% 

des Nettoentgeltes).  

Angestellte, die nur einen Anspruch auf die 4 Arbeitstage haben, 

bekommen das Gehalt in dieser Zeit weitergezahlt. 

Kinderkrankengeld auch bei stationärer Mitaufnahme 

Wird das Kind in ein Krankenhaus aufgenommen, besteht bei 

medizinisch notwendiger Mitaufnahme ebenfalls ein Anspruch 

auf Kinderkrankengeld, und zwar für die gesamte Dauer des 

Krankenhausaufenthaltes, sofern das Kind das 12. Lebensjahr 
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noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen 
ist. Bis zur Vollendung des 9. Lebensjahres ist vom Vorliegen der 
medizinischen Gründe für die Mitaufnahme eines Elternteils aus­
zugehen; in diesen Fällen ist damit nur die Dauer der notwendigen 
Mitaufnahme zu bescheinigen.  

Es erfolgt auch keine Anrechnung der Anspruchstage auf die 
Höchstanspruchsdauer des Kinderkrankengeldes bei häuslicher 
Betreuung. 

 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
(TV­L § 22) 

Im Falle einer langwierigen Erkrankung haben alle Beschäftigten 
zu nächst einen Anspruch auf eine sechswöchige Entgelt fort zah lung. 

Ab einer Beschäftigungszeit von mehr als einem Jahr wird ein 
Krankengeldzuschuss des Arbeitgebers längstens bis zum Ende 
der 13. Woche, bei einer Beschäftigungszeit von mehr als drei 
Jahren längstens bis zum Ende der 39. Woche seit Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt. 

Dieser Zuschuss errechnet sich aus der Differenz zwischen dem 
vorherigen Nettoentgelt und dem Bruttokrankengeld. Dies ent­
spricht ca. 90 % des Nettoentgelts. 

 

Krankmeldung 
(Allgemeine Dienstordnung § 15 Abs. 2) 

Im Krankheitsfall haben Beschäftigte der Schulleitung unverzüg­
lich die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer mit­
zuteilen. Dauert die Krankheit länger als drei Kalendertage an, ist 
eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Das gilt auch dann, 
wenn der vierte Tag an einem Wochenende oder in den Ferien 
liegt. Wenn die Krankschreibung in den Schulferien endet, ist 
unbedingt die Dienstfähigkeit (z.B. per Mail) zu melden. 

Beispiel: Wer am Donnerstag und Freitag erkrankt, muss entwe­
der spätestens Sonntag seine Dienstfähigkeit melden (z.B. per 
Mail) oder ein Attest vorlegen (kann natürlich nachgereicht wer­
den). Wenn die ärztliche Bescheinigung im dargelegten Fall nicht 
vorgelegt wird, besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung.
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Haftung 
(Grundgesetz § 34) 

Wenn Angehörige des öffentlichen Dienstes eine Amtspflicht ver­
letzen und dadurch Schaden verursachen, tritt der Dienstherr für 
den Schaden ein. Nur bei grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz kann 
die Bezirksregierung die Lehrkraft in Regress nehmen. Schulträger 
z.B. sind nicht befugt, Forderungen an Lehrkräfte zu stellen. 

 

Für GEW­Mitglieder tritt in diesem Fall die GEW­Berufshaft ­
pflicht­ und Rechtsschutzversicherung ein, die mit der Mit ­
glied schaft automatisch vorhanden ist, um den Vorwurf der 
groben Fahrlässigkeit oder des Vorsatzes abzuwehren. 
Sollte das nicht möglich sein, zahlt die Berufshaft pflicht ver ­
sicherung den Schaden. 

 

 

Jahressonderzahlung „Weihnachtsgeld“ 
(§ 20 TV­L) 

Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis stehen, 
haben einen Anspruch auf Jahressonderzahlung. Die Höhe der 
Jahressonderzahlung ist als Prozentsatz der „Bemessungs grund ­
lage“ (das monatliche Entgelt, welches den Beschäftigten in der 
Regel von Juli bis September durchschnittlich ausgezahlt wurde) 
definiert und nach Entgeltgruppen gestaffelt.  

Entgeltgruppe    Jahressonderzahlung (in Prozent eines Monatsgehalts)  

9a bis 11                                           74,35 v.H. 

12 bis 13                                           46,47 v.H. 

14 bis 15                                           32,53 v.H. 
 

Die Jahressonderzahlung wird jeweils mit dem Novembergehalt 
ausgezahlt. 
  

«
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* BASS = Bereinigte amtliche Sammlung der Schulvorschriften

Teilzeitbeschäftigung 
(TV­L § 11) 

Grundsätzlich kann jede*r Beschäftigte*r eine Teilzeit be schäf ti ­

gung vereinbaren. Für Absolvent*innen der OBAS darf die Unter ­

richts­ und Ausbildungsverpflichtung am Seminar 20 Stunden, für 

VOBASOF­Absolvent*innen 19 Stunden nicht unterschreiten. 

Aufgrund des gravierenden Lehrermangels kommt es zurzeit 

häufig zur Ablehnung von Teilzeitanträgen, wenn keine familiären 

Gründe (Betreuung eines Kindes unter 18 Jahren oder Pflege von 

Angehörigen) vorliegen. Wende dich dann bitte sofort an deinen 

Personalrat. 

 

Altersermäßigung 
(BASS* 11­11, Nr. 1 § 2) 

Lehrkräfte erhalten vom Beginn des Schuljahres (1.8.) an, das auf 

die Vollendung des 55. Lebensjahres bzw. des 60. Lebensjahres 

folgt, nachstehende Pflichtstundenermäßigungen.  

•  1 Stunde nach Vollendung des 55. Lebensjahres,  

•  3 Stunden nach Vollendung des 60. Lebensjahres  

Teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte erhalten eine reduzierte Pflicht ­

stundenermäßigung:  

•  0,5 Stunden nach Vollendung des 55. Lebensjahres bei einem 

Beschäftigungsumfang von mindestens 50 % der Regel pflicht ­

stunden,  

•  2,0 Stunden nach Vollendung des 60. Lebensjahres und minde­

stens 75 % Beschäftigungsumfang,  

•  1,5 Stunden nach Vollendung des 60. Lebensjahres und 

mindes tens 50 % Beschäftigungsumfang.  
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Ermäßigung wegen Schwerbehinderung 
(BASS* 11­11, Nr.1 § 2) 

Bei anerkannter Schwerbehinderung wird die Zahl der regelmäßi­
gen wöchentlichen Pflichtstunden wie folgt ermäßigt:  

Bei einem Grad der Behinderung von mindestens 50 

•  bei Vollbeschäftigung um 2 Stunden, 

•  bei Teilzeitbeschäftigung im Umfang von mindestens 50 um 
1 Stunde, 

bei einem Grad der Behinderung von mindestens 70 % 

•  bei Vollbeschäftigung 3 Stunden, 

•  bei Teilzeitbeschäftigung im Umfang von mindestens 75 um 
2 Stunden, 

•  bei Teilzeitbeschäftigung im Umfang von mindestens 50 % um 
1,5 Stunden, 

bei einem Grad der Behinderung von mindestens 90  

•  bei Vollbeschäftigung um 4 Stunden, 

•  bei Teilzeitbeschäftigung im Umfang von mindestens 75 % 
um 3 Stunden, 

•  bei Teilzeitbeschäftigung im Umfang von mindestens 50 % 
um 2 Stunden.

* BASS = Bereinigte amtliche Sammlung der Schulvorschriften



Jetzt anmelden  

Komm in die 
GEW NRW! 

 
Die GEW ist die größte Bildungsgewerkschaft 
in Deutschland. Unsere Referate, Fach­ und 
Arbeitsgruppen organisieren den Erfahrungs ­
aus tausch aller Kolleg*innen und gestalten die 
notwendige bildungspolitische Diskussion in 
NRW. Eine Mitgliedschaft zahlt sich zudem 
konkret aus: Unsere Rechtsberatung und 
Versicherungsleistungen, unsere vergünstig­
ten Preise, unser Reise­ und 
Verbraucherservice, unsere Print­ und Web­
Angebote – das und vieles mehr steckt drin in 
deiner Mitglied schaft bei der GEW NRW! 
Überzeug dich selbst und sei dabei!
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